
Am 1. Juli 2016 sind das
Polizeiliche Staats-
schutzgesetz (PStSG)

und damit einhergehende
Änderungen im Sicherheits-
polizeigesetz (SPG) in Kraft
getreten.  Die Staatsschutz-
behörden, nämlich das Bun-
desamt für Verfassungs-
schutz und Terrorismusbe-
kämpfung (BVT) und die
neun Landesämter Verfas-
sungsschutz (LV), wurden
mit teils weitreichenden Er-
mittlungsbefugnissen ausge-
stattet, um die Bevölkerung
unter anderem vor terroris-
tisch, ideologisch oder reli-
giös motivierter Kriminalität
sowie vor Spionage, nach-
richtendienstlicher Tätigkeit
oder Proliferation zu schüt-
zen. Diese Ermittlungsbe-
fugnisse sind der Kontrolle
durch den Rechtsschutzbe-
auftragten und seiner Stell-
vertreter unterworfen. Sie
achten darauf, dass der Ein-
satz dieser Befugnisse unter
strikter Wahrung rechtsstaat-
licher Standards erfolgt. 

Aufgaben unter RSB-Kon-
trolle. In § 6 Abs. 1 Ziffer 1
betraut das PStSG die
Staatsschutzbehörden mit
der „erweiterten Gefahrener-
forschung gegenüber Grup-
pierungen“. Darunter ist die
Beobachtung einer Gruppie-
rung zu verstehen, wenn im
Hinblick auf deren bestehen-
de Strukturen und auf zu ge-
wärtigende Entwicklungen
in deren Umfeld damit zu
rechnen ist, dass es zu mit
schwerer Gefahr für die öf-
fentliche Sicherheit verbun-
dener Kriminalität kommt,
insbesondere zu ideologisch
oder religiös motivierter Ge-
walt. Mit der erweiterten Ge-
fahrenerforschung gegen-
über Gruppierungen über-

nimmt das PStSG eine be-
reits bekannte und bewährte,
bisher im SPG verankerte
Aufgabe.

Nicht bewährt hat sich
die im SPG geregelte „er-
weiterte Gefahrenerfor-
schung gegenüber Einzelper-
sonen“: Aus ihren kompli-
zierten und strengen Einsatz-
voraussetzungen resultierte
ein derart schmaler Anwen-
dungsbereich, dass sich die
Aufgabe in der Praxis als na-
hezu unanwendbar erwies.
An ihre Stelle tritt in § 6
Abs. 1 Ziffer 2 die Aufgabe
des „vorbeugenden Schutzes
vor verfassungsgefährden-
den Angriffen durch eine
Person“. Ein „verfassungs-
gefährdender Angriff“ ist
laut PStSG eine Rechtsgüter-
bedrohung durch die rechts-
widrige Verwirklichung be-
stimmter, erschöpfend auf-
gezählter Tatbestände aus
den Bereichen Terrorismus,
Extremismus (Delikte gegen
den öffentlichen Frieden),
Proliferation, nachrichten-
dienstliche Tätigkeit und
Spionage sowie Cyberkrimi-
nalität. Voraussetzung für
die Wahrnehmung dieser

Aufgabe ist, dass ein begrün-
deter Gefahrenverdacht für
einen solchen Angriff be-
steht. Es bedarf daher hinrei-
chender Anhaltspunkte für
die Annahme, dass der von
der Maßnahme voraussicht-
lich Betroffene einen verfas-
sungsgefährdenden Angriff
in absehbarer Zeit begehen
werde.

Befugnisse nach dem
PStSG. Die zur erweiterten
Gefahrenerforschung und
zum vorbeugenden Schutz
vor verfassungsgefährden-
den Angriffen einsetzbaren
Ermittlungsbefugnisse sind
im § 11 aufgezählt. Es sind
dies die Observation (§ 54
Abs. 2 SPG), die verdeckte
Ermittlung (§ 54 Abs. 3 und
3a SPG), der (verdeckte)
Einsatz von Bild- und Ton-
aufzeichnungsgeräten (§ 54
Abs. 4 SPG), der Einsatz
von Kennzeichenerken-
nungsgeräten (§ 54 Abs. 4
SPG) sowie die Einholung
bestimmter Auskünfte von
Transportdienstleistern so-
wie Telekombetreibern und
sonstigen Internetdienstan-
bietern. 

Die Befugnis im Rahmen
staatspolizeilicher Aufga-
benwahrnehmung verdeckt
ermitteln zu dürfen (§ 11
Abs. 1 Ziffer 2) ist nicht
gänzlich neu; sie hat aber ei-
ne tiefgreifende Erweiterung
erfahren: Seit 1. Juli 2016 ist
es sowohl für Zwecke des
polizeilichen Staatsschutzes
(PStSG) als auch zur klassi-
schen Gefahrenabwehr
(SPG) unter strengen Vo-
raussetzungen zulässig, ne-
ben dem Einsatz von Beam-
ten als verdeckte Ermittler
auch Vertrauenspersonen
einzusetzen. Sie werden vor
allem bei Ermittlungen ge-
gen kriminelle Organisatio-
nen und auf dem Gebiet des
polizeilichen Staatsschutzes
als notwendig erachtet, weil
es sich aufgrund äußerst
konspirativ agierender Per-
sonenkreise und Sprachbar-
rieren in der Praxis schwie-
rig erweist, verdeckt ermit-
telnde Polizisten in derartige
Kreise einzuschleusen.

Mit § 11 Abs. 1 Ziffer 6
werden die Staatsschutzbe-
hörden ermächtigt, im Rah-
men ihrer staatspolizeilichen
Aufgabenerfüllung bei
Transportdienstleistern Aus-
künfte über Reisedaten zu
einer Person zu verlangen,
die Gegenstand eines vor-
beugenden Schutzes vor ver-
fassungsgefährdenden An-
griffen ist. Dabei handelt es
sich beispielsweise um In-
formationen zu Kontaktda-
ten oder zum Reisedoku-
ment, um Zahlungs- und Bu-
chungsinformationen oder
um Angaben zu Reiseverlauf
und Reisestatus.

Mit § 11 Abs. 1 Ziffer 5
werden die Staatsschutzbe-
hörden zur Einholung von
Auskünften zu vier unter-
schiedlichen Arten von Tele-
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Bundesamt für Verfassungsschutz und Terrorismusbekämp-
fung: Weitreichende Ermittlungsbefugnisse mit dem Inkraft-
treten des Polizeilichen Staatsschutzgesetzes (PStSG).

Rechtsschutz im Staatsschutz
Mit dem Inkrafttreten des Polizeilichen Staatsschutzgesetzes erhielten die Staatsschutzbehörden 

weitreichende Ermittlungsbefugnisse. Diese Befugnisse unterliegen einer strengen Kontrolle durch 
den Rechtsschutzbeauftragten.



kommunikationsdaten bei
Telekombetreibern und
Dienstanbietern ermächtigt.
Diese bereits seit Längerem
im SPG verankerten und nun
auch ins PStSG überführten
und für Zwecke des polizei-
lichen Staatsschutzes ein-
setzbaren Auskunftsbegeh-
ren umfassen: 
• Stammdaten zu einem be-
stimmten Telefonanschluss, 
• IP-Adresse, mit der eine
bestimmte, bekannte Nach-
richt gesendet wurde, 
• Name eines Anschlussinha-
bers, dem eine IP-Adresse zu
einem bestimmten Zeitpunkt
zugewiesen war, und 
• Standort, an dem sich ein
bestimmtes Endgerät befin-
det. 

Die auf Basis der Ziffer 5
des § 11 Abs. 1 erfragbaren
Informationen können zu
Gruppierungen, die im Rah-
men einer erweiterten Ge-
fahrenerforschung beobach-
tet werden, und zu Personen,
die selbst Betroffene von
Maßnahmen eines vorbeu-
genden Schutzes vor verfas-
sungsgefährdenden Angrif-
fen sind, sowie zu deren je-
weiligen Kontakt- und Be-
gleitpersonen eingeholt wer-
den. Diese Ersuchen be-
schränken sich auf punktuel-
le Telekomdatenauskünfte,

also zum Beispiel auf die In-
formation, wo sich ein Mo-
biltelefon zu einem be-
stimmten Zeitpunkt befindet
oder wem eine IP-Adresse
zu einem bestimmten Zeit-
punkt zugewiesen war. 

Auskunftsbegehren, die
um Mitteilung über einen
bestimmten Zeitraum ange-
fallener Telekommunikati-
onsdaten ersuchen, sind in
Ziffer 7 geregelt. Der für die
Erteilung der Ermächtigung
zur Stellung von Auskunfts-
begehren nach Ziffer 7 zu-
ständige Rechtsschutzsenat
hat den Auskunftszeitraum
auf das für die Zweckerrei-
chung Notwendigste zu be-
schränken.

Die in § 11 Abs. 1 Ziffer 7
geregelte Auskunft über
Verkehrs-, Zugangs- und
Standortdaten ermächtigt die
Staatsschutzbehörden, bei
Telekombetreibern und
sonstigen Dienstanbietern ei-
ne Reihe von Informationen
über Telekommunikations-
vorgänge zu erfragen, die
das Auskunftssubjekt über
einen gewissen Zeitraum ge-
setzt hat oder setzen wird.
Der potenzielle Betroffenen-
kreis ist im Vergleich zur Er-
mittlungsbefugnis nach Zif-
fer 5 eingeschränkt, da Aus-
kunftsbegehren hier nur zu

Gruppierungen und zu Be-
troffenen eines vorbeugen-
den Schutzes gestellt werden
dürfen. Einzelne Gruppen-
mitglieder gelten als Kon-
takt- oder Begleitpersonen
und können nicht Subjekt ei-
nes Begehrens nach Ziffer 7
sein.

Unterstützend zu diesen
Ermittlungsbefugnissen kön-
nen die Staatsschutzbehör-
den zum Zweck der Bewer-
tung wahrscheinlicher Ge-
fährdungen sowie zum Er-
kennen von Zusammenhän-
gen und Strukturen eine
Analysedatenbank (§ 12
PStSG) führen. Sie dürfen
darin personenbezogene Da-
ten verarbeiten, die sie in
Ausübung staatspolizeili-
cher, sicherheitspolizeilicher
und kriminalpolizeilicher
Befugnisse ermittelt haben.

Rechtsschutzbeauftrag-
ter. Seit 1. Juli 2016 ist zur
Wahrnehmung des besonde-
ren Rechtsschutzes im Er-
mittlungsdienst der Sicher-
heitsbehörden ein Rechts-
schutzbeauftragter mit der
erforderlichen Anzahl von
Stellvertretern berufen. Un-
ter anderem wegen des zu
erwartenden erhöhten Ar-
beitsanfalls in Angelegen-
heiten des Rechtsschutzes

erhielt die bislang aus em. o.
Univ.-Prof. Dr. Dr. h.c.
Manfred Burgstaller (RSB)
und seinen Stellvertreterin-
nen Dr. Ursula Bergmüller-
Hannak und Dr. Beate Stolz-
lechner-Hanifle bestehende
Institution Verstärkung: Mit
1. Juli 2016 wurde General-
prokurator i. R. Prof. Dr.
Ernst Eugen Fabrizy zu ei-
nem weiteren Stellvertreter
des Rechtsschutzbeauftrag-
ten beim BMI bestellt.

Ernennungserfordernisse.
Gleichzeitig mit Inkrafttre-
ten des PStSG kam es zu ei-
ner Verschärfung der Ernen-
nungserfordernisse für den
RSB und seine Stellvertreter.
Von nun an muss es sich zu-
mindest bei einem Stellver-
treter um eine Person han-
deln, die als Richter oder
Staatsanwalt mindestens
zehn Jahre tätig war. Und
schließlich wurde die schon
bisher vom RSB und seinen
Stellvertreterinnen gepfloge-
ne Übung, in zentralen Fra-
gen der Aufgabenwahrneh-
mung eine einvernehmliche
Vorgangsweise anzustreben,
gesetzlich nachvollzogen
und für den Anwendungsbe-
reich des polizeilichen
Staatsschutzes zur Pflicht er-
klärt.
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Jahrestreffen 
Der informelle fachliche

Austausch und die Diskussi-
on rechtlicher und prakti-
scher Fragestellungen waren
Schwerpunkte der 12. Ta-
gung der österreichischen
Rechtsschutzbeauftragten
am 10. und 11. Mai 2016 in
Reichenau an der Rax. Teil-
nehmer waren Univ.-Prof.
Dr. Dr. hc. Manfred Burg-
staller, Rechtsschutzbeauf-
tragter beim BMI, General-
prokurator i. R. Dr. Gottfried
Strasser, Rechtsschutzbeauf-
tragter der Justiz, und Sekti-
onschef i. R. Dr. Alfred

Mayer, Rechtsschutzbeauf-
tragter beim BMLVS und
Gastgeber der Tagung, sowie
Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern der Rechtsschutzbe-

auftragten und der Ministe-
rien. Univ.-Prof. Dr. Gerhart
Holzinger, Präsident des
Verfassungsgerichtshofs, re-
ferierte über die „Funktion

des Rechtsschutzbeauftrag-
ten im Verfassungsgefüge“
und gab einen Überblick
über die Entwicklung der In-
stitution seit 2007. 

Mag. Louis Kubarth, wis-
senschaftlicher Mitarbeiter
von Prof. Burgstaller berich-
tete über die neuen Aufga-
ben für den Rechtsschutzbe-
auftragten beim BMI auf-
grund des neuen Polizeili-
chen Staatsschutzgesetzes
(PStSG). Die Reichenauer
Treffen sind mit den Rechts-
schutztagen des Innenminis-
teriums Fixpunkte für die
Vernetzung der Rechts-
schutzbeauftragten.      G. W.  

R E C H T S S C H U T Z B E A U F T R A G T E

Teilnehmer der 12. Tagung der Rechtsschutzbeauftragten.



Kontrolle durch RSB und
Rechtsschutzsenat. Beab-
sichtigen die Staatsschutzbe-
hörden die Durchführung ei-
ner erweiterten Gefahrener-
forschung oder von Maßnah-
men zum vorbeugenden
Schutz vor verfassungsge-
fährdenden Angriffen durch
eine Person, so dürfen sie ihr
Vorhaben nur umsetzen,
wenn der Rechtsschutzbe-
auftragte dazu im Vorhinein
seine Ermächtigung erteilt
hat. 

Ebenso benötigen die
Staatsschutzbehörden für
den geplanten Einsatz jeder
der zuvor erläuterten Ermitt-
lungsbefugnisse eine Vorab-
Ermächtigung. Die Entschei-
dung über diese Ermächti-
gung zum Einsatz besonde-
rer Ermittlungsmaßnahmen
obliegt in der Regel dem
RSB. Die Anwendung zwei-
er – im Zuge des PStSG neu
geschaffenen und kontrovers
diskutierten – Ermittlungs-
befugnisse unterliegt aller-
dings der Ermächtigung des
Rechtsschutzsenats. Bei den
von diesem Senat zu er-
mächtigenden Befugnissen
handelt es sich um den Ein-
satz von Vertrauenspersonen
als verdeckte Ermittler (§ 11
Abs. 1 Ziffer 2 iVm § 54
Abs. 3 und 3a SPG) und um
Auskunftsbegehren zu Ver-
kehrs-, Zugangs- und Stand-
ortdaten (§ 11 Abs. 1 Ziffer 7).
Der aus dem RSB und zwei
seiner Stellvertreter beste-
hende Rechtsschutzsenat
entscheidet mit Stimmen-
mehrheit. 

Bei Gefahr im Verzug
kann der RSB in Angelegen-
heiten, zu deren Entschei-
dung der Rechtsschutzsenat
berufen ist, die Ermächti-
gung vorläufig erteilen; der
Senat ist allerdings unver-
züglich mit dem Fall zu be-
fassen.

Alle Ermächtigungen, al-
so sowohl jene zur Durch-
führung der Aufgaben „er-
weiterte Gefahrenerfor-
schung“ bzw. „vorbeugender
Schutz vor verfassungsge-

fährdenden Angriffen“, als
auch die spezielle Ermächti-
gung zum Einsatz besonde-
rer Ermittlungsmaßnahmen,
werden von Gesetz wegen
nur für eine Dauer von
höchstens sechs Monaten er-
teilt. Dadurch ist sicherge-
stellt, dass die Rechtsschutz-
institutionen in regelmäßi-
gen Abständen überprüfen
können, ob die Vorausset-
zungen für die Durchführung
staatspolizeilicher Ermittlun-
gen auch weiterhin vorlie-
gen.

Der Kontrolle des Rechts-
schutzbeauftragten unterliegt
ferner die in § 12 PStSG ge-
nannte staatspolizeiliche
Analysedatenbank – und
zwar in doppelter Hinsicht.
Zum einen ist diese Daten-
bank dem RSB noch vor In-
betriebnahme zu melden und
diesem Gelegenheit zu ge-
ben, sich dazu binnen drei
Tagen zu äußern. Die tat-
sächliche Inbetriebnahme
darf erst nach Ablauf dieser
Frist oder bei Vorliegen ei-
ner entsprechenden Äuße-
rung des Rechtsschutzbeauf-

tragten erfolgen. Zum zwei-
ten unterliegt die Datenbank
auch der laufenden Kontrolle
durch den RSB, der vor al-
lem die Einhaltung der ge-
setzlichen Löschungsfristen
prüfen wird.

Information der Betroffe-
nen. Mit dem PStSG trat fer-
ner eine – aus Sicht des
Rechtsschutzes begrüßens-
werte – Neuerung in Kraft.
Schon vor dem Inkrafttreten
des PStSG hatte der Rechts-
schutzbeauftragte Personen
über die gegen sie gerichte-
ten sicherheitspolizeilichen
Ermittlungen zu informieren,
wenn er wahrgenommen hat-
te, dass bei den Ermittlungen
die Rechte des Betroffenen
verletzt worden waren. 

Ausnahmsweise, nämlich
dann, wenn die Information
des Betroffenen aus über-
wiegenden öffentlichen Inte-
ressen (z. B. Vorbeugung,
Verhinderung oder Verfol-
gung von Straftaten) nicht
erfolgen kann, ist der RSB
zur Erhebung einer stellver-
tretenden Beschwerde an die

Datenschutzbehörde ver-
pflichtet. Zu dieser „außeror-
dentlichen“ Information in
Fällen rechtswidriger Daten-
ermittlung ist im Bereich des
Staatsschutzes eine „ordent-
liche“, von Fragen über die
Gesetzmäßigkeit losgelöste,
verpflichtende Information
Betroffener hinzugekom-
men: Nach Ablauf der vom
RSB erteilten Ermächtigung
zur Durchführung einer
staatspolizeilichen Aufgabe
haben die Staatsschutzbehör-
den die Betroffenen über
Grund, Art und Dauer sowie
über die Rechtsgrundlage
der gesetzten Maßnahmen in
Kenntnis zu setzen und dem
Rechtsschutzbeauftragten
darüber zu berichten. Mit
seiner Zustimmung kann
diese ordentliche Informati-
on von Betroffenen auch
aufgeschoben werden, solan-
ge durch sie eine Aufgaben-
erfüllung gefährdet wäre,
oder wegen überwiegender
öffentlicher Interessen sogar
gänzlich unterbleiben.

Sophie Goliasch/
Louis Kubarth
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Polizeieinsatz bei einem Dschihadisten-Prozess im Landesgericht Graz: Die staatspolizeilichen
Ermittlungsbefugnisse sind in § 11 PStSG aufgezählt und unterliegen der Kontrolle des RSB. 


